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Gesamtbildungsplan, Gesamtbildungsbudget 

(Schriftlicher Bericht des Ausschusses 
für Bildung und Wissenschaft) 


A. Probleme 

Ein zentrales Problem der gesamten Bildungsreform ist ihre 
Finanzierung. In den Gesamtrahmen der Bildungsfinanzierung 
sind daher Vorstellungen über die Entwicklung aller anderen 
öffentlichen Aufgabenbereiche einzubeziehen. Des weiteren 
sind bei der Bildungspolitik der Bildungswunsch des einzelnen 
und der Bildungsbedarf der Gesellschaft zu berücksichtigen und 
nach Möglichkeit in Übereinstimmung zu bringen. Außerdem 
ist für die Durchsetzung der Bildungsreform — • unabhängig von 
einer verbesserten Lehrerbildung — die Beseitigung des Lehrer- 
mangels dringend erforderlich. Schließlich muß der Beseitigung 
milieubedingter Bildungsbarrieren und der Verwirklichung der 
Chancengleichheit schon in der vorschulischen Erziehung eine 
hohe Priorität eingeräumt werden. 


B. Lösung 

Der Wissenschaftsausschuß ist mit Mehrheit der Überzeugung, 
daß der von ihm beschlossene Antrag eine hilfreiche Unter- 
stützung der Bundesregierung bedeutet, die Lösung der ange- 
sprochenen Probleme zu beschleunigen und damit die Vorstel- 
lungen ihres bildungspolitischen Konzepts zu verwirklichen. 


C. Alternativen 

Die Minderheit ist der Meinung, daß die von ihr gestellten, 
jedoch von der Mehrheit abgelehnten Anträge für die Aufstel- 
lung eines Bildungsbudgets, der Ermittlung des Bildungsbedarfs, 
der Beseitigung des Lehrermangels und der Verwirklichung der 
vorschulischen Erziehung erforderlich seien. 


D. Kosten 

Mit der Durchsetzung des Antrags sind keine Kosten ver- 
bunden. 
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des Ausschusses für Bildung und Wissenschaft 
(16. Ausschuß) 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 
— Drucksache VI/ 1269 — 

betr. Finanzperspektiven über die Bildungsplanung 
für die Jahre 1971 bis 1980 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache Vl/1270 — 
betr. Bildungsbedarf 

über den Antrag der Fraktion der CDU/GSU 

— Drucksache Vl/1271 — 
betr. Lehrermangel 

über den Antrag der Fraktion der CDU/CSU 

— Drucksache VI/ 1272 — 
betr. vorschulische Erziehung 


A. Bericht der Abgeordneten Dr. Gölter und Hansen 


Die Anträge wurden in der 72. Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 14. Oktober 1970 im Zusam- 
menhang mit dem Bericht der Bundesregierung zur 
Bildungspolitik — Drucksache Vl/925 — dem Wis- 
senschaftsausschuß federführend, dem Ausschuß für 
Jugend, Familie und Gesundheit (Drucksachen 
Vf/127(), W1272), dem Ausschuß für Arbeit und So- 
zialordnung (Drucksache Vl/1270) und dem Haus- 
haltsausschuß (Drucksachen VI/1269 bis \J/1272) zur 
Mitberatung überwiesen. 

Der Ausschuß für Jugend, Familie und Gesundheit 
hat sich zu den Anträgen betr. Bildungsbedarf und 


vorschulische Erziehung nicht abschließend geäußert, 
sondern darum gebeten, die dort zu den verschie- 
denen Teilbereichen benannten Berichterstatter zu 
den Beratungen des Wissenschaftsausschusses hin- 
zuzuziehen. 

Der Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung ist 
bei der Beratung des Antrags betr. Bildungsbedarf 
zu der Auffassung gelangt, daß bereits die Bundes- 
anstalt für Arbeit entsprechend ihrem Auftrag nach 
§ 3 Abs. 2 des Arbeitsförderungsgesetzes insbeson- 
dere durch ihr Institut für Arbeitsmarkt- und Berufs- 
forschung in Erlangen die quantitativen Prognosen 
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erarbeitet, die dieser Antrag behandelt. Er kam da- 
her überein, dem Wissenschaftsausschuß gegenüber 
die Bedeutung der Zusammenarbeit der Bundesan- 
stalt für Arbeit mit den Ländern im Rahmen der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung nochmals zu un- 
terstreichen. 

Der Haushaltsausschuß hat den von der Mehrheit 
des Wissenschaftsausschusses gefaßten Beschluß am 
6. Mai 1971 beraten und ist mit Mehrheit zu dem 
Ergebnis gekommen, dem vom Wissenschaftsaus- 
schuß mit Mehrheit gefaßten Beschluß zuzustimmen. 

Die Minderheit (CDU/CSU) des Wissenschaftsaus- 
schusses hat ihre im Antrag betr. Finanzpersnekti- 
ven enthaltene Aufforderung an die Bundesregie- 
rung, Finanzperspektiven für die Jahre 1971 bis 
1980 für den öffentlichen Gesamthaushalt (Jahres- 
beträge) dem Deutschen Bundestag vorzulegen, da- 
mit begründet, daß die Aufstellung des Bildungs- 
budgets, mit der die Bund/Länder-Kommission für 
Bilchingsplanung befaßt ist, Klarheit darüber voraus- 
setze, welche Beträge im Gesamthaushalt zu erwar- 
ten seien. Bei der Bearündung des Antrags betr. 
Bildungsbedarf geht sie davon aus, daß bei H^r 
Bildungspolitik sowohl der Bildungswunsch des ein- 
zelnen als auch der Bildimgsbedarf der GeseBschaft 
zu berücksichtigen und nach Möglichkeit in Überein- 
stimmung zu bringen seien. Da die Gesellschaft im 
Jahre 1980 nicht in der Lage sein werde, eine Mil- 
lion Akademiker unterzubringen, sei es dringend 
erforderlich, geeianete Methoden der Bedarfsfor- 
schung zu entwickeln. Den Antrag betr. 1, ehrer- 
mangel begründet die CDIJ/CSU damit, daß die Be- 
seitigung des Lehrermangels oberste Priorität habe; 
denn ohne die entsprechende Zahl von Lehrern sei 
eine Bildungsreform nicht möglich. Für den Antrag 
betr. vorschulische Erziehung wird von ihr ange- 
führt, daß zur Beseitigung milieubedingter Bildungs- 
barrieren und zur Verwirklichung der Chancen- 
gleichheit der vorschulischen Erziehung eine hohe 
Priorität eingeräumt werden müsse. 

Die von der Fraktion der CDU/CSU gestellten 
Anträge fanden jedoch keine Mehrheit. 

Der Wissenschaftsausschuß hat sämtliche Anträge 
unter dem Gesichtspunkt des unmittelbaren Sachzu- 
sammenhangs mit dem Bericht der Bundesregierung 
zur Bundespolitik in mehreren Sitzungen, zuletzt am 
29. April 1971, zusammenfassend beraten und ist 
mit Mehrheit zu der Überzeugung gelangt, daß sie 


nach Inhalt und Zielsetzung nicht geeignet sind, die 
Vorlage eines Bildungsgesamtplans zu beschleuni- 
gen oder ihn besser zu realisieren. 

Auch die Mehrheit (SPD/FDP) sieht die Finanzie- 
rung als ein zentrales Problem der gesamten Bil- 
dungsreform an und ist der Meinung, daß im Zu- 
sammenhang mit der Bildungsfinanzierung Vor- 
stellungen über die Entwicklungen aller anderen 
öffentlichen Aufgabenbereiche entwickelt werden 
müssen. Andererseits handelt es sich hier um eine 
Aufgabe, die nicht in Bundeszuständigkeit allein 
gelöst werden kann. Das Problem kann --nicht nur 
aus Gründen der verfassungsrechtlichen Zuständig- 
keit — nur von Bund, Ländern und Gemeinden ge- 
meinsam bewältigt werden; deshalb kann die Bun- 
desregierung allein keine Finanzperspektiven für 
den öffentlichen Gesamthaushalt vorlegen. Die Bun- 
desregierung hat bereits vor längerer Zeit die not- 
wendigen Initiativen ergriffen und die erforderli- 
chen Vorbereitungen getroffen. In der Bund/Länder- 
Kommission für Bildungsplanung werden zur Zoi! 
Vorarbeiten für einen Bildungsgesamtplan und für 
ein Bildungsbudget geleistet. Bereits im Frühjahr 
1970 hat der Finanzplanungsrat die Entwicklung des 
öffentlichen Gesamthaushalts beraten und eine Ar- 
beitsgruppe beauftragt, eine Gesamtübersicht über 
den Bedarf in allen Bereichen aufzustellen. 

Diese Bedarfsermittlungen sind Jedoch sehr 
schwierig und langwierig, da sie sich auf einen 
Zeitraum bis 1980 erstrecken und möglichst detail- 
lierte Ergebnisse bringen sollen. 

Insofern zielt der Antrag betr, Finanzperspekti- 
ven in eine Richtung, in der die Bundesregierung in 
Zusammenarbeit mit Ländern und Gemeinden be- 
reits aktiv tätig ist. Soweit mit dem Antrag darauf 
abgestellt wird, daß für die Realisierung des künf- 
tigen Bildungsgesamtplans mit Rücksicht auf die in 
den Jahren 1971 bis 1980 zu erwartenden Beträge 
im öffentlichen Gesamthaushalt und die Bedarfsan- 
meldungen anderer Ressorts Prioritäten in der Bil- 
dungsplanung gesetzt werden müssen, entspricht 
er den mehrfach von der Bundesregierung und der 
Bund/Länder-Kommission erklärten Vorstellungen 
und Absichten. Auch mit den übrigen Anträgen wer- 
den nach Meinung der Mehrheit Zielvorstellungen 
verfolgt, die seit längerem von der Bundesregie- 
rung und der Bund/Länder-Kommission für Bil- 
dungsplanung in deren Vorstellungen über den In- 
halt eines Bildungsgesamtplans einbezogen sind. 


Bonn, den 12. Mai 1971 


Dr. GÖlter Hansen 

Berichterstatter 
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B. Antrag des Ausschusses 


Der Bundestag wolle beschließen: 

Der Bundestag begrüßt, daß in der Sitzung der 
Bund/Länder-Kommission erstmals seit Bestehen der 
Bundesrepublik langfristige, wenn auch vorläufige 
Anhaltspunkte für den finanziellen Bedarf des Bih 
dungssektors vorgelegt wurden, die in den kom- 
menden Vorlagen präzisiert und abgesichert werden 
müssen. Der Bundestag hält jetzt eine Beschleuni- 
gung der Arbeiten des Finanzplanungsrates für not- 
wendig, um den Finanzbedarf des Bildungssektors 
in den Rahmen des gesamtstaatlichen Bedarfs zu 
stellen. 

Die Bundesregierung wird aufgefordert, dem Bun- 
destag über den Fortgang und die Entscheidungs- 


kriterien bei der Arbeit am Bildungsgesamtplan und 
am Gesamtbildungsbudget regelmäßig zu berichten. 
Eine detaillierte Berichterstattung soll erfolgen, so- 
bald der Finanzplanungsrat seine Bedarfsermittlung 
abgeschlossen hat und das Gesamtbildungsbudget 
von der Bund Länder-Kommission für Bildungspla- 
nung verabschiedet worden ist. 

Im übrigen fordert der Bundestag die Bundesregie- 
rung auf, ihren Antrag für eine öffentliche Anhö- 
rung der betroffenen Gruppen zum Bildungsplan 
und Bildungsbudget in der Bund/Länder-Kommis- 
sion aufrechtzuerhalten und diejenigen Länder, die 
hier eine restriktive Haltung einnehmen, von der 
Notwendigkeit eines Planungsprozesses in demo- 
kratischer Öffentlichkeit zu überzeugen. 


Bonn, den 12. Mai 1971 


Der Ausschuß für Bildung und Wissenschaft 

Dr. Lohmar Dr. Gölter Hansen 

Vorsitzender Berichterstatter 
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